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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 
10. Mai 1978 durch die Richter Dr. Hoegen, Dr. Buchholz, 
Knüfer, Rottmüller und Dehner

beschlossen:

Zuständiges Gericht ist das Amtsgericht 
- Familiengericht - Braunschweig.

G r ü n d e  :

Das Landgericht Braunschweig hat die im Jahre 1976 
rechtshängig gewordene Scheidungssache mit Beschluß vom 
14. März 1978 gemäß Art. 12 Nr. 7 a des 1. EheRG an das 
Familiengericht bei dem Amtsgericht in Braunschweig ab­
gegeben. Dieses hat nach Feststellung, daß die Antrag­
stellerin mit den gemeinsamen Kindern seit Januar 1977 
in Hamburg wohnt, sich mit Beschluß vom 21. März 1978 
für örtlich unzuständig erklärt und die Sache an das für 
zuständig gehaltene Amtsgericht - Familiengericht - Ham­
burg verwiesen. Das Familiengericht Hamburg hat sich sei­
nerseits mit Beschluß vom 7. April 1978 ebenfalls für 
örtlich unzuständig erklärt und die Sache zur Bestimmung 
des zuständigen Gerichts dem Bundesgerichtshof vorgelegt. 
Es hält die Verweisung seitens des Familiengerichts Braun­
schweig für sachlich unzutreffend und auch nicht für bin­
dend, weil es an einem Verweisungsantrag gefehlt habe und 
die Parteien zu der Verweisung nicht gehört worden seien.

Dem Familiengericht Hamburg ist darin zuzustimmen, 
daß der Verweisungsbeschluß des Familiengerichts Braun­
schweig der Bindungswirkung ermangelt.
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Das Familiengericht Braunschweig scheint, wie einem 
Aktenvermerk zu entnehmen ist, angenommen zu haben, die 
Verweisung habe nach Art. 12 Nr. 7 a des 1. EheRG und dem­
gemäß von Amts wegen zu erfolgen. Das ist unzutreffend.
Die genannte Vorschrift ist eine Übergangsvorschrift, die 
lediglich die Abgabe der vor dem 1. Juli 1977 beim Land­
gericht anhängigen Scheidungssachen an das zuständige Fa­
miliengericht betrifft. Eine Verweisung seitens eines Fa­
miliengerichts an ein anderes für örtlich zuständig gehal­
tenes Familiengericht bestimmt sich nach § 281 ZPO; sie ist 
nur auf Antrag des Klägers (Antragstellers) zulässig. Er­
geht eine Verweisung, ohne daß ein Verweisungsantrag ge­
stellt worden ist, so ist das verfahrensfehlerhaft. Doch 
steht dieser Verfahrensfehler der in § 281 Abs. 2 Satz 2 
ZPO bestimmten Bindungswirkung nicht entgegen (BGHZ 1, 341, 
342; Beschluß des erkennenden Senats vom 22. Februar 1978 - 
IV ARZ 19/78).

Anders steht es mit dem Verfahrensfehler der Versa­
gung des rechtlichen Gehörs. Dieser wiegt so schwer, daß 
einem Verweisungsbeschluß, der ohne Anhörung der Beteilig­
ten ergangen ist, jedenfalls im Gerichtsstandsbestimmungs­
verfahren nach § 36 Nr. 6 ZPO eine Bindungswirkung nicht 
zukommt (BAG AP § 36 ZPO Nr. 9 * NJW 1971, 1719 (L); zur 
Veröffentlichung in der amtlichen Sammlung bestimmter Be­
schluß des erkennenden Senats vom 15. März 1978 - IV ARZ 17/*/ 
m.w.Nachw.). Das Familiengericht Braunschweig hat ausweislich 
der Akten zwar mit den Anwälten der Parteien telefonisch zu 
der Frage des Aufenthaltes der Antragstellerin Verbindung 
aufgenommen. Es ist aber nicht ersichtlich, daß es den Par­
teien Gelegenheit gegeben hätte, zur Frage der Verweisung 
der Seheidungssache an das Familiengericht Hamburg Stellung 
zu nehmen. Der Verweisungsbeschluß des Familiengerichts 
Braunschweig kann daher für die Gerichtsstandsbestimmung 
nicht als bindend angesehen werden.
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Auf Grund der Zuständigkeitsbestimmungen der ZPO 
ist die Zuständigkeit des Familiengerichts Braunschweig 
gegeben. Maßgebend sind für die örtliche Zuständigkeit 
nicht die Verhältnisse zum Zeitpunkt des 1. Juli 1977, 
sondern, wie das Familiengericht Hamburg zutreffend aus­
geführt hat, diejenigen, die zur Zeit der Rechtshängig­
keit der Sache (Zustellung der Scheidungsklage) bestanden 
haben (Beschluß des erkennenden Senats vom 1. Februar 1978 
- IV ARZ 8/78, NJW 1978, 887). Die Zuständigkeit wird 
durch eine Veränderung der sie begründenden Umstände 
nicht berührt (§ 261 Abs. 2 Nr. 2 ZPO). Da der Gerichts­
stand zur Zeit der Rechtshängigkeit nach der damals gel­
tenden Vorschrift des § 606 Abs. 1 (jetzt § 606 Abs. 1 
Satz 1) ZPO im Bezirk des Familiengerichts Braunschweig 
lag, ist dieses für die Scheidungssache zuständig.

Dr. Hoegen Dr. Buchholz
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